. 32. Mittag⸗Ausgabe. 


Deutſechland. 
0. K. C. Candtags-Uerhandlungen. 


Berlin, 18. Januar. 
55. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 


Eröffnung der Sitzung 10% Uhr. Die Tribünen find mäßig beſetzt. 
An Mine mehrere Regierungs⸗Commiſſare. 
räſident v. Forckenbeck theilt mit, daß der Abg. Simſon (der auch 
ern Unwohlſeins wegen an der namentlichen Abſtimmung über den Paur⸗ 
17694 n Antrag nicht theilnehmen konnte) aus demſelben Grunde auch heute 
Auſchuldigt iſt. Er theilt ferner mit, daß das Peäſidium des Herrenhauses 
e geſtrigen Beſchlüſſe, betr. das Vorfluth⸗Geſetz und die Aufhebung der 
Mahle und Schlachtſteuer in der Stadt Wittſtock, Ae. hat. Der erſtere Ge⸗ 
ch⸗Entwurf wird an die Agrar⸗Commiſſion überwieſen. 
Das Haus tritt in die a Per ein, Fortſetzung der Debatte über 
den Geſet⸗Entwurf des Abg. Lasker, betr. die Aufhebung der Beſchränkun⸗ 
— des geſetzlichen Zinsfußes der Immobilien. Zuvor wird folgendes Amen⸗ 
dement des Abg. Lasker zur Kenntniß des Hauſes gebracht: ſtatt des ur⸗ 
ſprünglichen (geſtern mitgetheilten) 8 3 zu fubftituiren: § 3. Dergleichen Dar⸗ 
leben ($ 1) kann der Schuldner, auch wenn ein ſpäterer Termin für die Aus⸗ 
fJaglung verabredet ift, jederzeit kündigen und nach Ablauf einer ſechsmonat⸗ 
=. 1775 Seift zurückzahlen, ſofern der Zinsſatz oder die Conventionalſtrafe 6 pCt. 
eriteigt. 
Abg. Michaelis (Stettin): M. H., es find 1 5 Jet her, daß dies 
Haus die Initiative ergriff zur Beſeitigung der geſetzlichen Zinsbeſchränkungen; 
am 1. März 1862 fand die Discuſſion darüber ſtatt, d. h. an dem Tage, an 
welchem das deutſche Handelsgeſetzbuch in Preußen in Kraft trat, wo alfo 
r den handeltreibenden Stand die Zinsbeſchränkangen che wurden. 
Es trat bald in den Vordergrund der Debatte, daß die Zinsbeſchränkungen 
nunmehr für die grundbeſitzenden Klaſſen ein privilegium odiosum fein und 
daß dieſe bald auch für ſich auf die Beſeitigung derſelben hindrängen würden. 
ies hat ſich nun in au 5 Zeit bewahrheitet. Damals noch war mit den 
Herren jener (der rechten) Seite kaum zu discutiren; damals trat noch das 
canoniſche Recht, der jahrhundertlange Uſus in den Vordergrund; geſtern 
haben wir geſehen, war die Discuſſion eine rein fachliche. „Durch den Zufall, 
der geltern zur Vertagung der Debatte führte, haben wir ze gehabt, zu 
‚ Überlegen, ob wir der Noth des Grundbeſitzes gegenüber ein Geſetz annehmen 
wollen, das unſere Anfordernngen nicht ganz erfüllt. Auch die Gegner des 
Geſetzentwurfes wiſſen genau, woran der Boden Credit leidet. Herr von 
| edemeyer hat geſtern ganz richtig den Real⸗Credit dadurch von dem chiro⸗ 
graphariſchen unterſchieden, daß er ſagt: bei dem zweiten hat der Schuldner 
-  Meiltens den Zeitpunkt der Zurückzahlung im Auge, bei dem erſteren in der 
Regel nicht. Der Hypothekar⸗Schuldner muß vielmehr, wenn er dem Gläu⸗ 
iger das Kündigungsrecht einräumt, ſtets darauf gefaßt fein, einen zweiten 
läubiger zu ſuchen, der für den kündigenden eintritt. Dies Argument 
weiſt aber gegen Herrn v. Wedemeyer. Denn es folgt daraus, daß die 
Grundlage des hypothekariſchen Credits für den Schuldner die Möglichkeit iſt, 
emand zu finden, der im Falle der Kündigung für den Gläubiger eintritt. 
Erſchwert die Geſetzgebung dieſe Möglichkeit, jo benachtheiligt fie den hypo⸗ 
hekariſchen Credit. Bisher war fie beſchränkt durch die Zinsbeſchränkungen, 
ie den Schuldner auf den Capitalmarkt verwieſen, ohne daß er jederzeit den 
ins bieten konnte, zu welchem Capital zu haben war; die ihn ferner darauf 
inwieſen, die Zinsbeſchränkungen Un umgehen und mit einer Klaſſe in Ver⸗ 
indung zu treten, die aus der Umgehung der Geſetze ein Geſchäft macht, 
alſo nicht mit der D e. Die Sicherheit der hypo⸗ 
kariſchen Darlehen iſt abhngig von der Möglichkeit, Capital zu ſchaffen, und 
die Zinsbeſchränkungen beeinträchtigen dieſe Sicherheit. Denken Sie ſich in 
die Lage eines zweileingetragenen Gläubigers, der, falls der erſteingetragene 
kündigt, um ſein Geld zu behalten oder für die Zukunft zu ſichern, das Grund⸗ 
ud übernehmen muß vielleicht mit einer Hypothek von 40,000 Thlr. und dem 
die Zinsbeſchränkungen die ag 3 verwehren, dies Capital zu dem Zins 
aufzunehmen, zu welchem der Markt es ihm bietet. Er wird das Capital 
mit Damno aufnehmen, d. h. ſeine eigene Hypothek, um ſie zu behalten, noch 
verſchlechtern müſſen. Herr v. Wedemeyer hat ferner darin Recht, daß der 
eſitzer eines mit kleiner Anzahlung und großer Hypothekenſchuld erworbenen 
Grundbeſitzes durch die Kündigung ſeines Gläubigers, der einen höheren 
insfuß erlangen will, in große Verlegenheit kommen wird. Aber der Capi⸗ 
falbetrag der Reſtſchuld iſt darum fo hoch, weil bei der Verabredung des Zins⸗ 
ußes die ane den der e Durch fie ſind dieſe Reſtſ hulden künſtlich 
größert, und weil der ich immer auf Glück rechnet, jo wird der Leicht⸗ 
un im Ankauf von Grundſtücken mit kleiner Anzahlung dadurch gefördert, 
daß der Käufer glaubt: wegen der rückständigen Schuld wird im Nothfall 
chon Rath werden. 7 5 
Die wiederkehrenden Kriſen in den Verhältniſſen des Grundbeſitzes gehen 
bauptſächlich daraus hervor, daß die im Grundbeſitz angelegten Preiſe zu hoch 
Maren und werden durch die Zinsbeſchränkung befördert und verſchärft, indem 
den eingetragenen Reſtkaufſchilling tünſtlich erhöhen und ven Leichtſinn im 
nkauf der Gründſtücke fördern. — Die den §8 1 und 2 zuſtimmende, den 
A 3 ablehnende Erklärung der Staatsregierung ſetzt uns in die Lage, uns 
darüber klar zu werden, ob das fo beſchränkte Geſetz dem Grundbeſitz, der in 
Gefahr ift, in einen inneren großen Nothſtand zu verſinken, wirklichen Vortheil 
bietet, Es handelt ſich um die Befugniß des Schuldners, jederzeit mit drei⸗ 
monatlicher Friſt zu kündigen, ſobald der verabredete Zinsfuß 6 Procent über⸗ 
eigt. Empfiehlt es ſich, dieſe in Rückſicht auf die chirographariſchen For: 
derungen geſetzte kurze Friſt auf die hypothekariſchen zu übertragen? Der 
Unterſchied iſt von großer Bedeutung. Könnte man die Geſetzſammlung fo 
8 Einrichten, daß beſondere Abdrücke für Gläubiger und Schuldner gemacht wür⸗ 
den, die Gläubiger von dieſem § gar nichts erführen, die Schuldner aber um 
ibn wüßten, dann wäre er ausgezeichnet. Die Erleichterung des Bodencredits 
Ängt nun davon ab, daß der Grundbeſitz dem marktmäßigen Zinsfuße folgen 
kann, daß das Damnogeſchaft Be und das anſtändige Capitaliſten⸗ 
publikum für den Grundbeſitzer zugänglich wird. Werden wir dieſe Zwecke 
wenigſtens theilweiſe erreichen? . n 
Der Grunvpbeſitzer, der ein Capital zu einem höheren Zinsfuße als 6 pCt. 
aufnehmen muß, bietet dem Gläubiger nicht die Bedingungen: ich verſpreche 
dir 7, 8 pCt.; kann ich aber das Geld morgen billiger beſchaffen, ſo kündige 
ich dir mit einer Friſt, die im hypothekariſchen Verkehr nicht gebräuchlich iſt, 
tinge dich alſo in die Verlegenheit, von Neuem wieder für die Unterbringung 
deines Capitals ſorgen zu müſſen. Der Gläubiger nun wird ſich fagen: fo 
leicht und raſch ſind die Bewegungen des Zinsfußes der Hypotheken nicht; 
habe die Ausſicht, länger als drei Monate das Capital zu dieſem Zinsfuß 
anzulegen und nachher immer noch die Möglichkeit, wenn gekündigt wird, mit 
meinen Zinsforderungen hinaufzugehen und ohne Wechſel des Schuldners 
mein Capital zu dem dann ma der auen Zinsfuß anzulegen. In dieſer 
Ueberlegung des Gläubigers liegt der allerdings nicht bedeutende Vortheil, 
der dem Grundbeſitz durch die Aufhebung der Zinsbeſchränkung unter dieſer 
Clauſel gewährt wird. Dagegen werden die Damnogeſchäſte nicht vermieden 
werden: man wird ſich gegen die vorzeitige Kündigung durch Vorausbezah⸗ 
lung eines höheren Zinsfußes für eine beſtimmte Periode ſicherſtellen, d. 5 
dadurch, daß für die Hypothek nicht die volle Valuta bezahlt wird. Alſo je 
kürzer die Kündigungsfriſt, deſto geringer der Vortheil der Geſetzesänderung. 
u drei Monate hypotbekariſch darzuleihen iſt kein Geſchäft, eher auf ein 
Jiahr, noch viel beſſer auf zwei Jahre. r 2 
I Ich meine nun, daß der Vortheil, den wir dem Grundbeſitzer bei drei⸗ 
monatlicher Kündigungsfriſt bieten, den Nachtheil nicht aufwiegt, daß wir die 
Beſeitigung des Reſtes der Zinsbeſchränkungen auf längere Zeit hinaus⸗ 
ſchieben, wal rend wir, wenn wir feſt bleiben auf unſerem Standpunkte, die 
Beſeitigung eher herbeiführen. Ich meine aber, daß mit der Steigerung dieſer 
Kündigungsfriſten und der Periode, wo das Kündigungsrecht beginnt, die 
Bortbeile fur den Grundbeſitz immer ſteigen und die Genehmigung des Ent⸗ 
w.urfs immer unbedenklicher wird. Ich würde die Genehmigung für ganz 
unbedenklich, die Clauſel für ganz unverfänglich halten, wenn He etwa fo 
lautete, daß die Berechtigung des Schuldneis jeder Zeit mit ſechsmonatlicher, 
D. b. der üblichen Friſt zu kündigen nach zwei Jahren beginnt. Ich würde 
Nees für einen ſehr Men Vortheil halten, wenn wir ſie mit einem Jahre be⸗ 
ginnen ließen. Unter allen Umſtänden würde ich die ganze Befrelung für 
faſt illuſoriſch halten, wenn wir nicht ſtatt der dreimonatlichen Sandigungdfeikt 
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nach dem Lasker'ſchen Amendement eine ſechsmonatliche in das Geſetz hinein: 


Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


bringen; und da dieſe Friſt die im Hypothekenverkehr übliche iſt, ſo wird dieſe 
Veränderung dem weiteren Schickſale des Entwurfes wohl keine Schwierigkei⸗ 
ten bereiten. M. H., der Moment, in welchem dieſes Haus ſich befindet, iſt 
ein ſehr ernſter, unſere Ueberſegung muß tiefgehend und gründlich fein, denn 
der Entſchluß, den wir faſſen, iſt von ſehr bedeutender Tragweite. Ich hielt 
mich deshalb für verpflichtet, Ihnen die verſchiedenen Möglichkeiten, die uns 
vorliegen, vorzutragen, indem ich es den Argumenten, die im weiteren Ver⸗ 
laufe der Discuſſion noch vorkommen werden, überlaſſe, auf meine definitive 
Abſtimmung noch einzuwirken 5 

Abg. Graf Kleiſt: Ich will die Grundſätze darlegen, aus denen mein 
Amendement hervorge a iſt. Ich werde ſtimmen für die Anfhebung der 
Zinsbeſchränkungen, für die SS 1 und 2 des Lasker ſchen Antrages. Der § 3 
deſſelben bezweckte zwar die Aufhebung des Beneficiums, welches die Ver⸗ 
ordnung vom 12. Mai d. J. den chirographariſchen Schuldnern einräumt. Ich 
erkenne ſomit an, daß der § 3 vollkommen conſequent ſich den beiden erſten 
Paragraphen anſchließt. 97 muß aber für jede Beſtimmung mich erklären, 
in welcher Faſſung fie auch ſei, welche das Beneſicium aufrecht erhält, und 
zwar, weil daſſelbe das Mittel giebt, den Mißbrauch zu beſeitigen, ohne daß 
es den Gebrauch des unbeſchränkten Zinsfußes beeinträchtigt. Ich kann mir 
den Fall ſehr wohl denken, daß ein Hypotheken⸗Schuldner, der in Noth ge⸗ 
rathen iſt, nachdem ihm die Hypothek gekündigt iſt, in die Hände eines Dar⸗ 
leihers fällt, der ihm gegen hohe Zinſen zwar ein Darlehen giebt, aber zu⸗ 
gleich die Bedingung daran knüpft, daß er auf eine längere Zeit, z. B. auf 
zehn Jahre ſich des Rechtes der Kündigung begiebt. Hierin ſehe ich einen 
Mißbrauch und eine zu große Ausdehnung des Rechtes des Capitalbeſitzers. 
Und ein ſolcher Fall liegt durchaus nicht außerhalb des Bereiches der Praxis. 
Jedes Beneftcium daher und jede Clauſel, welche den Schuldner gegen bös⸗ 
willige Maßnahmen des Gläubigers ſchützen kann, muß meiner Anſicht nach 
aufgenommen werden. Nachdem der Abg. Lasker nun heute ſeinen urſprüng⸗ 
lichen Entwurf ſelbſt amendirt hat, bin ich in der Lage, das von mir einge⸗ 
brachte Amendement zu Gunſten des ſeinigen zurückzuziehen und ich bitte Sie 
demnach, den Antrag des Abg. Lasker, ſo wie er jetzt vorliegt, unbedingt 
anzunehmen. 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc: Auch ich kann das Amendement, das ich 
geſtern aus rein praktiſchen Gründen geſtellt hatte, nachdem dieſelben erreicht 
ſind, nun zu Gunſten des Lasker 'ſchen zurückziehen, während ich mich ſachlich 
den von dem Abg. Lasker angeführten Gründen durchaus anſchließe. 

Abg. v. Bethmann⸗Hollweg tritt den Deductionen des Abg. Wagener 
über die Lage des Grumdbefiges entgegen. Dies Wit wird den Vorzug 
haben, dem Grundbeſitz über den augenblicklichen Nothſtand hinwegzuhelfen; 
ob derſelbe aber dauernd in eine günſtigere Lage kommen wird, iſt eine ganz. 
andere Sache. Denn nach meiner Auffaſſung hängt der Zinsfuß für hypo⸗ 
thekariſche Darlehen nicht blos von Nachfrage und Angebot ab, ſondern er 
hängt zuſammen mit der Bodenrente, und ob mit Bezug hierauf die Lage 
des Grundbeſitzes ſich durch die Aufhebung der Zinsbeſchränkungen günſtiger 
geſtalten wird, iſt noch die Frage. Der augenblickliche Nothſtand hatte darin 
zum Theil feine Begründung, daß der Grundbeſitz auf dem Wege des Credit⸗ 
ſuchers ſchon zu weit gegangen iſt, was theilweiſe mit durch die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Creditinſtiute veranlaßt worden iſt. Der Preis des Grundbeſitzes 
iſt dadurch künſtlich geſteigert worden, und dies macht ſich bei jeder neuen 
Uebertragung geltend. Es werden höhere Preiſe gezahlt, als der Werth be⸗ 
trägt, und jeder neue Beſitzer kommt dadurch in eine ſchlechtere finanzielle 
Lage. Der Grundbeſitz ſelbſt kann nur durch Einſchränkung aus dieſer Cala: 
mität ſich herausretten. Dies muß ihm aber möglich gemacht werden durch 
vollſtändige Freihelt der Credit⸗ und e damit er endlich zu 
einer ſoliden Baſis komme. In letzterer Beziehung meine ich namentlich die 

reiheit der Theilung der Gründſtücke. Ich bitte Sie daher das Princip des 
eſetzes, alſo den § 1 anzunehmen. h : - 

Abg. v. Wedemeyer ift auf der Journaliſtentribüne ſchwer verſtändlich. 
Er wird gegen das Geſetz ſtimmen, weil er der Anſicht iſt, mit Annahme 
deſſelben würde dir Lage des Grundbeſitzes noch mehr verſchlimmert werden. 
Die Hypothek ſei für denjenigen, der feine Gelder anlegen wolle, das ange⸗ 
. Papier, und weil die Aufhebung der Zinsbeſchränkungen den Grund⸗ 
beſitz viel mehr ruiniren werde als das bisherige Damno, ſo werde das Ca⸗ 
pital gekündigt und der Zinsfuß in Folge deſſen erhöht werden. Denn kein 
Grundbeſitzer werde auf die Hoffnung hin, daß in 3 Monaten vielleicht der 
Zinsfuß ſinke, eine Kündigung annehmen. Redner würde ſich daher lieber 
mit einer Kündigungsfriſt von 1 oder 2 Jahren einverſtanden erklären. Er 
ſchließt mit den Worten: „Uebrigens würde ſich Niemand mehr freuen als 
1 5 Reſultat ſich ergiebt, daß Sie Recht haben und daß ich auf dem 

olzwege bin.“ ? er 

Abg. Lasker: Geſtern ſchien die Regierung ihre Mitwirkung zum Zus 
ſtandekommen dieſes Geſetzes zu verſprechen, wenn die Beſtimmungen meines 
urſprünglichen $ 3 nicht angenommen würden. Und mir ſcheint es beſſer, 
wenn das Geſetz ohne dieſe Beſtimmung zu Stande kommt, als ger nicht. 
Die Friſt von drei Monaten aber halte ich für zu kurz, ſchon weil ſich im 
Verkehr von ſelbſt die ſechsmonatliche Friſt eingebürgert hat. Ich füge mich 
alſo der Nothwendigkeit des gegenwärtigen Augenblicks. Dem Hrn. v. We⸗ 
demeyer bemerke ich, daß bei dem Abſchluß von Verträgen nicht zwei feind⸗ 
liche, ſondern zwei zuſammenwirkende Parteien ſich gegenüberſtehen; der Hr. 
Abg. hat vielleicht die Lectüre von Räubergeſchichten und des trefflichen Cer⸗ 
vantes zu ſehr auf die Bildung ſeiner Anſichten einwirken laſſen. x 

Reg.⸗Commiſſar Friedberg: Der Herr Antragſteller ift den Wünſchen 

der Regierung entgegengekommen. Die Annahme ſeines Amendements wird 
die doppelte Folge haben, daß dann der § 1 des Geſetzes vom 12. Mai 
1865 intact und alſo dem Schuldner, der einen höheren Zinsſatz als 6 Pro⸗ 
cent ſtipulirt hat, immer das Kündigungsrecht nach 3 Monaten bleibt. Dar⸗ 
auf legt die Regierung das größte Gewicht, weil ſich bis jetzt aus dem Al. 2 
des $ 5 noch nirgends irgend welche Uebelſtände herausgeſtellt haben und es 
nicht die Aufgabe der Legislation ſein kann, ein eben geſchaffenes Geſetz wie⸗ 
der aufzuheben, wenn nicht die praktiſche Noth wendigkeit vorhanden iſt. Die 
weite Folge wird die ſein, daß auch für den Hypotheke nverkehr eine analoge 
Beſtimmung geſchaffen wird, wie fie für die chirographariſchen Darlehen einge⸗ 
führt iſt, — analog, weil das Amendement die Friſt von drei Monaten nicht 
aufhebt, ſondern auf ſechs Monate ausdehnt. Dem Hr. Abg. Michaelis will 
ich zugeben, daß ſich darüber ſtreiten läßt, welche Friſt für den Grundbeſitz 
günſtt er iſt; indeſſen ſind alle dieſe Friſten mehr oder weniger arbiträr und 
wenn irgend wo, ſo muß hier nur die Erfahrung den ea geben. Des⸗ 
wegen will die Regierung dem nicht entgegentreten und ich erkläre in ihrem 
Namen, daß, wenn das Geſetz in der ſo amendirten Form von dieſem hohen 
Haufe angenommen wird, die Regierung an ihrem Theil bemüht fein wird, 
demſelben auch im anderen Haufe Eingang und Annahme zu verſchaffen. 
(Bravo von allen Seiten des Hauſes.) 

Abg. Dr. Michelis (Allenſtein: Wenn der Abg. v. Wedemeyer bei 
ſeiner Gleichſtellung von Wucher und Räuberei unter Wucher die unrechtliche 
Aneignung fremden Eigenthums verſteht, jo trete ich ihm bei; wenn man das 
aber im Allgemeinen ausſpricht, ſo verwechſelt man das Legale mit dem Mo⸗ 
raliſchen; das . aber bei einer ſolchen Aenderung nicht ſein, wenn nicht 
das Rechtsgefühl leiden ſoll. Bei der Aenderung factiſcher Verhältniſſe darf 
nie der en e aufgehoben werden. Aber es iſt auch der Standpunkt 
des canoniſchen Rechts hier angeführt worden, und — was damit zuſammen⸗ 
hängt — der Herr Abg. Wagener hat neulich dee das Chriſtenthum ſei 
nur ein fortentwickeltes Judenthum. Bei dem C riſtenthum aber findet das 
Princip der wahren Fortentwickelung in den relativen Verhältniſſen ſtatt, 
und deswegen iſt es kein ſtarres Judenthum. Deswegen kann ſich alſo ein ver⸗ 
nünftiger Menſch trotz des canoniſchen Rechts den Zeitverhältniſſen fügen, 
wie ich es thun werde. Trotzdem halte ich den Kampf für das Beſtehen des 
canoniſchen Rechts durchaus nicht für unbedeutend, und ich würde mich ſehr 

lücklich ſchätzen, wenn wir die Höhe der ſittlichen Anſchauung des geſell⸗ 
ae Zuſtandes hätten, wie die Beſtimmungen des alten Teſtaments 
ie andeuten. 

Nach dem Schluß der Discuſſion folgen perſönliche Bemerkungen. 

Abg. v. Wedemeyer glaubt, daß er vom Vorredner geſtern falſch ver⸗ 
ſtanden worden ſei und verſichert den Abg. Lasker, daß ſeine Anſichten nicht 
von der Lectüre von Räuberromanen modificirt ſeien. 

Abg. Lasker nimmt ſeine Vermuthung zurück, wenn das dann urſprüng⸗ 
liche Anlage und nicht durch die Lectüre gebildet iſt. (Heiterkeit.) 

Nachdem Referent Abg. Graf Renard den §1 noch kurz empfohlen hat, 
wird derſelbe gegen ſehr wenige Stimmen der Rechten angenommen. 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 19. Jannar 1867. 


Zu $ 2 erhält das Wort 

bg. Achenbach: Ich mache nur darauf aufmerkſam, daß durch das 
Geſetz vom 12. Mai 1865 und das vorliegende Geſetz die §s 287 und 292 
des Handelsgeſetzbuches modificirt werden, 0 weit es ſich um Verzugszinsen 
bei Handelsgeſchäften handelt. Ich will dies aber nicht als einen Punkt des 
Widerſtandes aufnehmen. Außerdem bemerke ich aber, daß wir ſpäter, da 
dies Geſetz ſich in ſo engen Grenzen hält, noch werden Gelegenheit nehmen 
müſſen, die noch übrigen Beſchränkungen aufzuheben. Ich hoffe bei der maß⸗ 
vollen Haltung dieſes Geſetzes ſeine Annahme auch im andern Hauſe. 

Abg. Lasker: Ich kann das Bedenken des Herrn Vorredners nicht thei⸗ 
len; denn die ganze Lehre vom Wucher lehnt ſich in der preußiſchen Geſetz⸗ 

ebung an die Lehre vom Darlehen. Fällt alſo die eine Seite der Analogie, 
o glaube ich, daß de lege lata auch auf der anderen Seite die Zinsbeſchrän⸗ 
kungen nicht mehr beſtehen. 

Nach Schluß der Discuſſton über § 2 bemerkt Ref. Graf Renard dem 
Abg. Achenbach noch, daß alle jene Restenehäte in der bei Berathung des 
Geſetzes vom 12. Mai 1865 gefaßten Reſolution erwähnt ſeien. 

Darauf wird $ 2 in demſelben Stimmenverhältniß angenommen, ebenſo 
$ 3 in der von Lasker amendirten Geſtalt, nachdem Abg. Michaelis (Stettin) 
im Intereſſe des Zuſtandekommens des Geſetzes auf die Einbringung eines 
Amendements verzichtet hat. 

Nachdem ſich der Präſident noch mit dem Antragſteller über die Ueber⸗ 


ſchrift des Geſetzes geeinigt hat, wird daſſelbe definitiv gegen wenige Stimmen 


der Rechten angenommen. 

„Zweiter Gegenſtand der Tagesordnung find Wahlprüfungen. Auf 
die Aufforderung des Präfidenten betritt der Referent der zweiten Abtheilung 
Abg. v. Waligors ki die Tribüne. Wahrend deſſen bittet um's Wort und 
erhält daſſelbe . 
Reg.⸗Commiſſar Gr. zu Eulenburg: Zn Auftrage der 8 babe 
ich eine Sache zur Sprache zu bringen, welche mit dem vorliegenden Thema 
in einer gewiſſen Berührung ſteht. Bei Gelegenheit der erſten Prüfung der 
Wahlen in Lyck, Polemsko und Johannisberg ſagte der Abg. Krieger (Goldap), 
daß vor der Wahl 1 oder 2 Polizeiverwalter umhergefahren ſeien und den 
Leuten gedroht hätten, wenn ſie nicht den oder den waͤhlten, würden ſie Ein⸗ 
berufungsordre erhalten. Die Regierung war nicht in der Lage, dergleichen 
Vorwürfe unerörtert zu laſſen und hat deswegen Anlaß genommen, mit allen 
Mitteln, welche ſich ergaben, eine Unterſuchung anzuſtellen, ob dieſe Vorwürfe 
grand oder von wem ſie im r SIE ausgegangen ſeien. Im Kreiſe 

oldap exiſtiren, ebenſo wie auch in Darkehmen, nur 3 Polizeiderwalter. 
Dieſelben ſind ſämmtlich verantwortlich vernommen worden, ebenſo hat ſich 
die Regierung bemüht, durch Nachforſchungen bei den betheiligten Wehrmän⸗ 
nern und Anderen den Thatbeſtand zu ermitteln. Es hat ſich nichts von 
Allem als wahr ergeben. (Rechts: hört!) Es iſt ſelbſt nicht möglich geweſen, 
eine Thatſache zu ermitteln, durch deren Entſtellung auch nur zu einer ſolchen 
Behauptung Anlaß gegeben wäre. Darnach bleibt der Regierung nichts übrig, 
als eine Anfrage an den Herrn Abg. Krieger, ob er geneigt oder im Stande 
iſt, der Regierung die Mittel an die Hand zu geben, dahinterzukommen 
on UHR gegen die Beamten mit der Strenge des Geſetzes einzu⸗ 

reiten. - 
Abg. Krieger (Goldap): Es hätte nicht dieſer feierlichen Form der An⸗ 
frage bedurft (rechts Rufe: oh! oh! Großer Lärm. Glocke des Präſidenten) 
— ich bitte den Hrn. Präſidenten die Herren von der Rechten 1 erſuchen, 
nicht einen Redner, der eben anfängt zu ſprechen, in ſo ungebührlicher Weiſe 
zu unterbrechen. (Der Präſident klingelt, es wird ruhig.) — Die Regierung 
hätte es leichter und bequemer haben können, wenn fie bei mir gleich damals 
angefragt hätte. Die Thatſache, die ich angeführt habe, iſt mir von durchaus 
glaubwürdigen Männern verſichert worden, deswegen habe ich keinen Anſtand 
genommen, hier davon Mittheilung zu machen. Ich werde mich meines Pri⸗ 
vilegiums auf Grund des Art. 84 der Verfaſſung nicht entkleiden und mich 
nicht zur Dispoſition ſtellen, um vor die Gerichte zu werden. 
werde aber Mittel und Wege finden, daß die Thalſäche gerichtlich co 
wird und ſie wird ſich in allen Theilen als wahr zeigen. Ich nehme von 
meinen Ausſagen nichts zurück! (Bravo links.) 5 = 
Präſident v. Forckenbeck: Ich glaube allerdings, daß es nicht im 

Intereſſe der Ordnung liegt, wenn die Redner gleich bei den erſten Worten 
N werden; andererſeits aber ſteht mir allein die Beurtheilung 
darüber zu. 

Reg.⸗Commiſſar Gr. zu Eulenburg: Wiefern der Herr Abgeordnete 
die Form feierlich nennen will, das überlaffe ich ihm; es war dies eine ganz 
einfa. e Anfrage. Wenn er aber meinen ſollte, daß dies nicht der richtige 
Weg ſei, ſo muß ich das zurückweiſen; eine Aeußerung eines Abgeordneten 
hier im Hauſe wollte die Regierung gerade hier erledigen. Wenn er nicht 
die Güte haben will, der Regierung die gewünſchten Mittel an die Hand zu 
geben, 8 befindet ſich dieſelbe nicht in der Lage, ſeinen Aeußerungen eine 
weitere Folge zu geben; ſie wird ihm aber ſehr dankdar ſein, wenn der Herr 
Abgeordnete auf dem von ihm angedeuteten Wege zur Erhärtung der Wahr⸗ 
heit oder zur Befreiung der Beamten von dieſem Vorwurf beitragen würde. 

Abg. Krieger (Goldas): Ich habe vorhin den Herrn Präſidenten nur 
gebeten, mir Schutz zu gewähren, und danke ihm, daß er es gethan hat. 
Im Uebrigen habe ich nichts dagegen, daß die Regierung hier an mich die 

rage gerichtet hat; nur hätte fie es früher thun ſollen, dann hätte fie es 
nicht nöthig gehabt, jetzt einen jo großen Apparat aufzuwenden. Vernehmen 
Sie die Beamten immerhin verantwortlich, ſie werden nicht gegen ſich ſelbſt 
die Wahrheit ſagen! i 

Präſident v. Forckenbeck: Ich habe nur den Ausdruck des Herrn Abg. 
de zurückgewieſen, welcher das Benehmen der Herren rechts kritiſirte. 

bg. Frhr. v. Hoverbeck hat Inmüßen ums Wort gebeten, als der 
Präſident im Begriffe iſt, ihm daſſelbe zu ertheilen, meldet ſich der Reg. 
Commiſſar Graf Eulenburg zum Wort. Der Präſident ertheilt letzterem 
das Wort, während Abg. Frhr. v. Hoverbeck erklärt, vor dem Reg.⸗Com⸗ 
miſſar ſprechen zu wollen. 5 he 

Präſ. v. Forckenbeck: Die Regierungs⸗Commiſſarien können zu jeder 
Zeit ſprechen; ich ertheile dem Herrn Regierungs⸗Commiſſar das Wort. 

Reg.⸗Commiſſar Graf zu Eulenburg: Ich wollte gern den Herrn 
v. Hoverbeck vor mir ſprechen laſſen, da ich aber jetzt das Wort habe, jo be⸗ 
merke ich, daß ich auf den W des Abg. Krieger nicht gefaßt war, man 
hatte ſich zuerſt an ihn wenden ſollen. Die Regierung wendet immer erſt 


ihre eigenen Mittel an. Ich proteſtire aber gegen die Meinung, als ob 


amtliche Aeußerungen ohne Weiteres mit Mißtrauen anzuſehen ſeien. 


bg. Frhr. v. Hoverbeck: Ich bedaure es ſtets, nicht nur mit dem Praſi⸗ 


denten v. Forckenbeck, ſondern auch mit dem Abgeordneten v. Forckenbeck in 
Differenz zu gerathen; ich glaube aber, daß ſich derſelbe in einem Spetpum 
befindet. Er hat geſagt: es hat jetzt das Wort der Abg. v. Hoverbeck. Ich 
wollte nur bemerken, daß das Verfahren des Herrn Reg.⸗Commiſſar min⸗ 
deſtens un gewöhnli h ift, daß er dieſe Sache hier d.rbringt, während der Re⸗ 
ferent der Abtheilung auf der Tribüne ſteht, um über beſtimmte Wahlen 5 
Nan 5 doch der angeregte Gegenſtand mit dieſen in ſehr loſer Verbin⸗ 
ung ſte 

räſ. v. Forckenbeck bleibt dem Abg. v. Hoverbeck gegenüber bei feiner 
Auffaſſung ſtehen. . = r g 

Es erhält jetzt endlich das Wort für die jest Abtheilung der 5 

Ref. Abg. d. Waligorski: Derſelbe ſtellt den Antrag auf Ungiltigkeits⸗ 
erklärung der Wahlen der Abgg. d. Brand und v. Hippel. Referent verlieſt 
darauf ſehr umfangreiche und zahlreiche Schriftſtücke, aus denen ſich 9 
daß der Landrath Frenzel den Wählern versprochen haben ſoll, fie vom Mili⸗ 
tär zu reclamiren, wenn ſie conſervativ wählen. Ferner haben von der ſämmt⸗ 
lichen Lehrerſchaft des Kreiſes, welchen ein Circular vorgeleſen worden ſei, 
16 erklärt, fie ſeien darin 3 worden, königstreu zu wählen, 3 er⸗ 
klärten, ſie ſeien nur von der Betheiligung an der Politik 9 worden; 
alle verneinen einen directen perſönlichen Einfluß ihres Vorgeſetzten. Die 
Abtheilung beantragt daher, auch die Wahlen aller Lehrer, die ſich betheiligt, 
zu vernichten. Die Minorität ſtellte diſſentirende Anträge. ; 

Abg. Graf Weſtarp ftellt den Antrag, die Wahlen zu beanſtanden und 
eine Unterſuchung darüber einzuleiten. Abg. Jung beantragt, alle dortigen 
Wahlen zu kaſſiren. 

Abg. v. Kardorff erläutert das Sachverbältniß von feinem Standpunkt 
aus, Ah die actenmäßige Darſtellung des Referenten anzuzweifeln. Redner 
ſucht die Bedeutung der eingegangenen Proteſte zu ſchwächen und bittet die 
Parteileidenſchaft nicht über die Gerechtigkeit zu hellen, 
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tionsgerichten zur Begutachtung vorgelegt. 


dem das doch zuläſſig iſt. Denn die Schuldhaft iſt nicht blos theoretiſch, fon: 


dar vor der Schuldhaft retten, die niederen nicht, da fie kein Vermögen 


Abg. v. Saucken (Tarputſchen) 
auf Ungiltigkeitserllärung beider W 


empfiehlt den Antrag der Abtbeilung 
len, da die Beeinflüſſung der Lehrer 
durch den Schulrath Siehr eine außerordentlich große geweſen ſei. Gerade 
in dieſen Kreiſen habe es ſich gezeigt, wie nachtheilig es ſei, wenn die Staats: 
regierung die Lehrer in die polftiſche Agitation bineinziehe. Die Beeinfluſſung 
babe ſich aber nicht immer auf die Lehrer allein beſchränkt, ſondern dieſe 
hätten ihren Einfluß auf die übrigen Wähler geltend gemacht und dieſen die 
wunderlichſten Dinge vorgeredet, als da find: „die Fortſchrittspartei wolle die 
Leibeigenſchaft wieder einführen (Heiterkeit) und der König wolle alle Demokraten 
aufhängen laſſen“. Der Krämer und Gutsbeſitzer Alexander ſeien übrigens 
re 55 und der Gutsbeſitzer ein vollſtändig unbeſcholtener und zuver⸗ 
äſſiger Mann. 

Abg. Jung: Die zwei Punkte, welche die Kammer aufgeklärt ſehen wollte, 
ſind im Sinne der Frageſtellung nun authentiſch bejaht, das genügt, die 
Wahl nunmehr zu kaſſiren. — Das Refeript des Ober⸗Regierungs-Ruh Siehr 
wird ſelbſt von der Gegenſeite nicht vertheidigt, ſondern nur entſchuldigt. Ger 
ſetzloſigkeiten und Bedrohungen bei Wahlen ſind aber nie zu entſchuldigen. 
Die Anrede des Landraths Frenzel vor der Wahl ſtehe ſeſt durch das Zeug⸗ 
niß des Alexander. Nur miſche man da einen andern Alexander ein, deſſen 
Glaubwürdigkeit man verdächtige. Unſer Alexander wohnt aber in Bialla, 
der andere bei Lyck, unſerer iſt Gutsbeſitzer der andere iſt Krämer, der erſtere 

Proteſtant, der letztere Jude. Ich weiß nicht, ob es landräthliche Praxis dort 

iſt, wenn ein Alexander mit einem Verleumd ngsproceß behaftet iſt, deshalb 
alle Alexander für verdächtig zu erklären. (He terkeit.) Uebrigens wird ſein 
Zeugniß durch das Geſtändniß des Landraths unterſtützt. Zufällig tritt er 
vor der Wahl auf die Freitreppe, zufällig fragen ihn Wahlmänner, wen ſie 
wählen ſollen. Natürlich nennt er die beiden Regierungscandidaten. Zufällig 
fragt ein Wahlmann, wie es mit der Einberufung ſtebe, er ſagte, er habe 
80 Geſtellungsordres. Zufällig fragt man, ob er Reclamationen annehme, er 
beſtellt die Leute auf den andern Tag, d. h. nach der Wahl, auf fein Büreau. 
Dieſe Art von Ausſagen kaun man jeden Tag in den Gerichtszeitun gen leſen: 
„zufällig“ iſt Angeklagter an ei ſamer Stelle einem Manne beg gnet, hat ihn 
freundlich um 2 Thlr. gebeten und dabei „zufällig“ mit einem großen Meſſer 
geſpielt. (Heiterkeit und Bewegung.) 

Die Kammer muß bei der offenbaren Connivenz der . ſehr ſtreng 
fein. Das Wenigſte erfährt ſie. Hat fie den authentiſchen Beweis für Wahl⸗ 
beeinfluſſung in Händen, ſo darf ſie nicht ängſtlich rechnen, ſondern muß den 
ganzen Wahlkörper als inficirt annehmen. — Redner erwartet, daß die Rechte 
denſelben Standpunkt einnehmen werde, da der von ihren Organen neuerdings 
gepredigte Grundſatz: Executive und Legislative ſeien ſtreng zu trennen, 
jedenfalls eine große Zärtlichkeit für die Reinheit der Kammer, beſonders bei 

der Operation ihrer Geburt, von Regierungseinflüſſen vorausſetzen laſſe. — 
Der Landrath habe als Wahlcommiſſar ein Vertrauensamt und müſſe es den 
Parteien ener gerade jo verwalten wie ein Richter. — Redner führt die 
gesetzlichen Beſtimmungen über die Unparteilichkeit der Richter an. 5 

Wie weit davon entfernt iſt der Landrath! Welche Exceſſe bekommen wir 
da zu hören, beſonders in dem nordöſtlichen Theile der Monarchie. Im Weſten 
hat man oft nebelhafte Begriffe über dieſe Gegenden. Die Wölfe heulten 
dort, meinte man bei der Verſetzung von Bockum⸗Dolffs nach Gumbinnen. 
Die Bewohner dieſer Stadt verwahrten ſich damals beim feſtlichen Empfang 
unſeres Collegen gegen dieſe Imputation. Nun, wenn man alſo auch bei uns 
nicht mehr glaubt, daß der Wolf dort noch hauſe, ſo kann doch nach ſolchen, 
ſich immer wiederholenden Vorgängen die Vorſtellung nicht genommen werden, 
daß der Ober⸗Regierungsrath und der Landrath dort noch in wildem Urzu⸗ 


ſtande anzutreffen ſeien. (Anhaltende Heiterkeit.) 


Abg. Harkort für den Antrag der Abtheilung, Abg. Graf Weſtarp 
für ſein Amendement: Jede Regierung müſſe die Wahlen einigermaßen be⸗ 
einfluſſen, damit die Begriffe des Volkes nicht verwirrt und die Gemüther 
nicht irre geführt werden durch die Ausſchreitungen unſerer überaus freien 
Preſſe. Die Frage iſt nur, ob dies in erlaubtem oder unerlaubtem Maße ge⸗ 
ſchieht. Das Reſeript des Schulraths Siehr überſchreitet das erlaubte Maß 
nicht, denn es iſt nur in einem ermahnenden und belehrenden Tone abgefaßt. 
Berichterſtatter Abg. v. Waligorski beſtätigt, daß zwei Alexander als 
Beinen vernommen und der Hauptbelaſtungszeuge ein durchaus unbeſcholte⸗ 
ner Mann ſei. 

Abg. Dr. Bender empfiehlt den Antrag der Commiſſion und weiſt die 
Verdächtigun en zurück, welche Abg. v. Kardorff gegen den Gutsbeſitzer 
Ebhard geſchleudert. — Abg. v. Kardorff meint, daß der Herr Berichter⸗ 
ſtatter die Sache von feinem Parteiſtandpunkte aus beurtheile. — Ref. Abg. 
v. Waligorski: Er gehöre keiner Partei des Hauſes, ſondern einer Na: 
tionalität an, die im Haufe vertreten ſei. Er hervor, daß v. Brandt 
mit 10, v. Hippel mit 21 Stimmen Majorität gewählt ſei; wenn man alſo 
die en der Lehrer abzieht, keiner der Candidaten die abſolute Majo⸗ 
rität habe. f 
Nach einer perſönlichen Bemerkung des 
Abſtimmung über den Antrag des Grafen ? 
gegen 138 Stimmen angenommen. Für denſelben ſtimmten die Conſervativen 
und Altliberalen, ſowie die ar lg Stavenhagen, Rohden, Weber. Die 
Wahlen der Abgeordneten v. Brandt und v. Hippel ſind alſo beanſtandet. 
25755 1 005 des Abg. v. Böttcher wird darauf ohne Widerſpruch für 

tig erklärt. 

9 65 folgt der erſte Bericht der Juſtiz⸗Commiſſion über Petitionen, be⸗ 
treffend die Aufhebung reſp. Modificirung der Perſonal⸗Schuldhaft. 
Sie beantragt Uebergang zur Tagesordnung; dagegen Abg. Graf zu Eulen⸗ 
burg: Ueberweiſung der Petitionen an die Regierung mit der Aufforderung, 
die voll ſtändige Aufhebung der Schuldhaft baldmöglichſt herbeizuführen. 
Ferner der Abg. Lasker: ebenfalls Ueberweiſung an die Regierung mit der 
Aufforderung, in der nächſten Seſſion dem Landtage den Entwurf eines 
Geſetzes vorzulegen, durch welches in den Fällen der redlichen Klar⸗ 
legung des Vermögens durch den Schuldner die Schuldbaft als gewöhnliches 
Executionsmittel aufgehoben wird. (Unterſtützt von v. Hennig, Tweſten, Dr. 
Becker, v. Hoverbeck u. ſ. w.) 

Abg. Tweſten: M. H., es iſt an der Zeit, daß das Haus endlich einen 
Ausſpruch über die Schuldhaft thut, und es freut mich aus dieſem Grunde, 
daß von beiden Seiten des Hauſes Amendements gegen den Antrag der Com⸗ 
miſſton geſtellt find. Wie Sie aus dem Berichte erſehen, beihäftigt ſich die 
Regierung ſelber mit dieſer Frage und hat dieſelbe namentlich den Appella⸗ 
0 Faſt ſämmtlich haben fie ſich ge⸗ 
gen die Abſchaffung der Schuldhaft ausgeſprochen. Das Greifswalder fügt 


Jung folgt die namentliche 


die Bemerkung binzu, die Sache ſei in der Wiſſenſchaft noch nicht durchge⸗ 


kämpft und eine Uebereilung ſei gefährlich. Ich muß dem widersprechen. 
Auch der Commiſſionsbericht erwähnt, daß die Billenfhaft mit großer Majorität 
ſich für die Aufhebung ausgeſprochen hat. Ich glaube in der That, die Wiſſen⸗ 
ſchaft iſt fo ziemlich einig darüber, daß die Schuldhaſt ein nicht mehr gerecht⸗ 
fertigtes Mittel iſt. Ein Argument, welches von den Gerichten angeführt iſt, 
lautet, daß dieſelbe höchſtens gleichzeitig mit einer Reviſion des Concursver⸗ 
kabrens aufgehoben werden könne. Ich verkenne es nicht, es hat immer etwas 
Bedenkliches, aus dem Zuſammenhange einer Rechtsmaterie einen einzelnen 
Punkt herauszunehmen und darüber ein beſonderes Geſetz zu erlaſſen. ; 

ch meine aber, wir haben es hier mit einen der Punkte zu thun, bei 


dern auch praltiih unhaltbar; aus den verſchledenen Petitionen erſehen Sie, 
daß die Unzuläſſigkeit der Schuldhaft in ihrer praktiſchen Handhabung immer 
mebr herbortritt. Dafür mochte ich noch einen Punkt anführen, zu deſſen 
Motivirung mir der Commiſſionsbericht bereits die Grundlage giebt. Beim 
Berliner Stadtgericht wird das Concurs⸗Verfahren nur eingeleitet, wenn we⸗ 
nigſtens ein Vermögen von 300—400 Thalern da iſt. Das involvirt eine 
acliſche Ungleichheit; die höheren Klaſſen können ſich durch das Concursver⸗ 


nachweiſen können. 

Ein anderer Grund zur Aufhebung der Schuldhaft kommt hinzu mit der 
Aufhebung der Wuchergeſetze. Sowohl im großen wie im kleinen reelen Geld⸗ 
verkehr wird die Rückſicht, daß man ſeinen Schuldner etwaigen Falles ein⸗ 
sperren laſſen kann, faſt nie obwalten. Dieſe Rückſicht tritt nur ein, wenn es 
ſich um Creditgeſchäfte handelt mit Leuten, die nicht creditfähig find. Man 
benutzt die Noth und den Leichtſinn und glaubt ſpäter vermöge der Schuld⸗ 
haft wieder zu ſeinem Gelde zu kommen. Die Regierung hat darauf auf⸗ 
merkſam gemacht, daß im Grunde die Fälle der Schuldhaft gar nicht fo häufig 
ſeien. Dann iſt es aber um fo weniger nöthig, eine eine geſetzliche Ungleich⸗ 
heit in ſich begreifende Regel beizubehalten. — Redner empfiehlt ſchließlich 
. des Lasker'ſchen Antrages wegen des Vorbehalts, den dieſer 
mache. 

Reg. ⸗Commiſſar Pape: Die Regierung iſt nach ſorgfältigſter Prüfung zu 
der Ueberzeugung gelangt, daß zur Zeit von der Aufhebung der Schuldhaſt 
abzuſtehen ſei. Dieſe Aufhebung würde mit weſentlichen Beſtimmungen des 
deulſchen Wechſelrechtes collidiren. Artikel 2 deſſelben läßt gegen den Wechſel⸗ 
ſchuldner die Schuldhaft x und beſtimmt zugleich die Fälle, in welcher die 


9 
Weſtarp. Derſelbe wird mit 142 S 


zu erlangen, wo der Wechſel⸗Arreſt nothw ſei. Dieſe Einigung it er 

reicht durch die ſogenannte Novelle zum Wechſelrecht, welche alle Fälle genau 

W eee Wechſel⸗Novelle iſt überall eingeführt, in Preußen am 
„Mai 1859. 

Das Geſetz ergiebt aber, daß in Preußen alle Beſchränkungen bereits be⸗ 
ſtehen, welche die Novelle zuläßt, und es (önnen deren keine neue eingeführt 
werden, ohne einen Conflict mit der Wechſel⸗Ordnung herbeizuführen. Die 
Regierung wird daher Bedenken zu tragen haben, den erſten Schritt zur Un⸗ 
tergrabung der deutſchen Wechſeleinheit zu unternehmen, weil er zu Nach⸗ 
ahmu' gen auch nach anderen Richtungen anzureizen droht. Die Einſchrän⸗ 
kung kann nur im Einvernehmen mit den übrigen deutſchen Regierungen ge⸗ 
ſchehen, und dazu muß die geeignete Zeit abgewartet werden. Der Einwurf 
liegt ſehr nahe, warum man nicht für andere Schulden die Haft aufhebe. 
Aber die meiſten bisheri nn find Fälle des Wechſelarreſtes. Die ver⸗ 
derbliche Herrſchaft des Wechſels, die jeßt ſchon ſo groß iſt, würde nur noch 
größer werden. Alle dieſe abe gehören aber auch in den Bereich des Pro⸗ 
ceßre! tes. Die Reform deſſelben iſt eingeleitet, ebenſo eine einheitliche Civil⸗ 
proceßordnung für die geſammte Monarchie und vielleicht für die geſammten 
Staaten des norddeulſchen Bundes. Vorher aber ein neues Geſetz über die 
Perſonalhaft zu erlaſſen, dürfte bedenklich fein, weil man dadurch der neuen 
Ordnung borgreift, 

Mag man übrigens über die eigentliche Frage denken, wie man will, zu⸗ 
gegeben muß werden, daß noch Zweifel obwalten können. Die Regierung 
muß ebenſo Anſtoß nehmen, dieſelbe abgetrennt von der Executions⸗Ordnung 
vorzunehmen, welche einen weſentlichen Theil der neuen Brscehorbnung bil 
den wird. Die Regierung iſt der Anſicht, allein die neue Civilproceßordnung 
habe zu beſtimmen, unter welchen Beſchränkungen der Perſonalarreſt als 
Mittel der Zwangsvollſtreckung beizubehalten ſei. In der That enthält der 
neue Entwurf derſelben ausführliche Beſtimmungen darüber und erhebliche 
Beſchränkungen. Ob es dabei verbleiben wird, ſteht dahin. 
verdient die Regierung gewiß keinen Tadel, wenn ſie mit einem neuen Geſetz 
hierüber bisher zurückgehalten hat. Sie iſt in ihrem Entſchluſſe noch beſtärkt 
worden durch die in Ihrem Commiſſionsberichte erwähnten Gutachten der Ge⸗ 
richte, die namentlich dor Uebereilung warnen. Auf die Gründe ſelber gehe 
ich nicht ein, um nicht künftigen Entſchließ ungen zu präjudiciren. 

er Graf zu Eulenburg (gegen den Commiſſionsantrag): Die borlie: 
gende Frage iſt von großer principieller Bedeutung und ich halte es gerade 
im höchſten Maße für opportun, daß wir im gegenwärtigen Augenblicke ein 
unbefangenes und unbeirrtes Wort ausſprechen. Allerdings wird die definitive 
Regelung der Entſcheidung des norddeutſchen Bundes vorzuenthalten ſein; 
aber es wird gut ſein, wenn wir noch einen guten Rath mit auf den Weg 
geben, den ſie zu durchlaufen hat. Allerdings iſt die Regulirung der Frage 


Sache der gemeinſamen Geſetzgebung; aber auch eine gemeinſame Geſetzgebung 8 


iſt ebenſo der Nothwendigkeit einer Veränderung unterworfen, und mein An⸗ 
n A eben, die Staatsregierung aufzufordern, auf dieſem Wege vor⸗ 
zugehen. 5 

Das Hauptmotiv, welches die Commiſſion vorhringt, iſt das, daß die 
Sache noch nicht ſpruchreif ſei. Das beſtreite ich. Allerdings hört man noch 
vereinzelte und gewichtige Stimmen gegen die Aufhebung der Schuldhaft und 
hauptſächlich find unſere Gerichtshöfe dagegen. Aber die Gründe für die 
Aufhebung ſind ſo bedeutend und überzeugend, daß ich mich ihnen nicht ver⸗ 
ſchließen kann. Redner 55 darauf eine ausführliche geſchichtliche Einwirkung 
der Schuldknechtſchaft, reſp. Schuldhaſt in Griechenland, in Rom und in den 
germaniſchen Ländern und zog den Schluß, daß die Schuldhaft, wie ſie bei 
uns beiteht, ein Ueberreſt der Schuldknechtſchaft, alſo ein Ueberreſt der Scla- 
verei it. Art, 5 der preußiſchen Verfaſſung lautet: „die perſönliche Feei⸗ 
heit iſt gewährleiſtet,“ und auf der anderen Seite iſt es der Willkür eines 
Gläubigers überlaſſen, die Perſon des Schuldners inhaftiren zu laſſen. 

„Die Schuldhaft wird nun alſo als „Zwangsmittel“ zur Zahlung betrachtet. 
Mit demſelben Recht könnte man ja aber auch körperliche Züchtigung oder 
Folter anwenden. Ein Zwangsmittel muß aber auch in gewiſſem Verhältniß 
zu dem ſtehen, was erreicht werden ſoll. Das iſt aber bei der Schuldhaft 
nicht der Fall, da wegen noch ſo kleiner Summen die Haft auf gleich lange 
Zeit vollſtreckt werden kann. Dazu kommt aber noch, daß das Zwangsmittel 
der Schuldhaft bei uns doch nur da eintritt, wo feſtgeſtellt iſt, daß eben andere 
Deckungsmittel nicht vorhanden ſind. Ta nimmt man alſo dieſen Leuten 
durch Freiheitsberaubung noch die Möglichkeit, elwas zu erwerben. Die 
Hauptſache bleibt alſo die Einwirkung auf die Familie, auf die Anverwandten 
der Schuldner. Das Geſetz darf aber doch wahrlich kein Mittel dazu geben, 
um Zwang gegen Jemand zu üben, der nicht obligirt iſt. 3 
„Daß die Wirkſamkeit des Zwangsmittels übrigens bedeutend fei, beſtreite 
ich. Ich halte die Schuldhaft übrigens mehr für eine Strafe als für ein 
Zwangsmittel. Iſt das denn aber etwa ein Vergehen, nicht zahlen zu kön⸗ 
nen? Im Criminalproceß richtet ſich ferner die Strafe nach der Größe des 
Vergehens, das iſt hier nicht der 11 Dort entſcheidet der Richter über die 

trafe, hier aber decretirt der Gläubiger die Strafe; damit wird aber die 
Strafe zur Rache. 
Sittlichkeit nicht vereinbaren. — Ich fürchte auch nicht, daß der Geſchäftsver⸗ 
kehr durch die Aufhebung der Schuldhaft beeinträchtigt wird; er wird ſich nur 
anders reguliren. Die Folge wird fein, daß man 1) genau prüfen wird, wem 
man Credit geben kann und daß 2) der Creditſuchende ſich bemühen wird, 
pünktlich zurückzuzahlen, um creditwürdig zu erſcheinen. 

Durch meinen Antrag wird einer ſorgfältigen Erwägung der Frage nicht 
vorgegriffen. Daß andere Landesvertretungen ſich darüber noch 
ſprochen, iſt kein Grund für uns, auch darüber zu ſchweigen. Wir müſſen 
vielmehr klar als unſer Ziel hinſtellen die vollſtändige Auſbebung der Schuld⸗ 


freie Staatsbürger der Privatrache zu übergeben. (Beifall.) 

Ein Antrag auf Vertagung wird angenommen und die Sitzung um 3% Uhr 
geſchloſſen. Die nächſte Sitzung findet Dinstag, den 22. ftatt, T. O.: Der 
Reſt der heutigen T.⸗O. und der Antrag des Abg. Michaelis betreffend die 
Veränderung des Etats⸗Jabres. 


* * Breslau, 19. Jan. [In der geſtrigen Verſammlung 
des Wahlvereins] wurden 199 Stimmzettel abgegeben. Von den 
empfohlenen und anderweit genannten Candidaten haben Stimmen er⸗ 
halten: Juſtizrath Simon 165, Juſtizrach Bouneß 159, Dr. 
Jacoby 44, Dr. Stein 14, Oberbürgermeiſter a. D. Ziegler 5, 
Oberbürgermeiſter Hobrecht 4, Dr. Elsner 3 und Hofferichter 1. 
TE ELF FETTE RESTE RITTER ST ZU TEE TEEN STERN PONTE EEE 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Paris, 18. Jan. Nach der „France“, „Preſſe“ und „Etendard“ 


ſelbſtſtändig vor der Kammer vertreten dürfen, die Votirung der Adreſſe 
ſoll wegfallen, das Interpellationsrecht wieder eingeführt werden. Der 
„Etendard“ ſchreibt: es treten keinerlei Perſonalveränderungen im Mi: 
niſterium ein. (Wolff's T. B.) 
Athen, 12. Januar. Die Kammer votirte 200,000 Drachmen 
für eine außerordentliche diplomatiſche Miſſton an die Höfe der Groß⸗ 
mächte, eine Million für Gewehrbeſchaffung. Es ſollen abgehen nach 
Paris: Feligiandis, Petersburg: Metaxas, London: Brailas, Florenz: 
Conturiotis, Waſhington: Bangabe, Wien: Maurokordatis. England 
und Frankreich erſuchen die griechiſche Regierung um ſtrenge Neutralität, 
wenn auch letztere für den Transport kretiſcher Weiber und Kinder 
nach Griechenland ſorgen könne, Die Operationen in Kreta find durch 
die ſtarke Kälte unterbrochen. (Wolffs T. B.) 
Konſtantinopel 12. Januar. Ali Paſcha lehnt den Vorſchlag 


des ruſſiſchen Geſandten zur Errichtung neutraler Spitäler in Kreta ab.] 9 e 


In Theſſalien vertheilt Edhem Paſcha Waffen unter die dortige muſel⸗ 
männiſche Bevölkerung. (Wolff's T. B.) 


Telegrapbiſche Courſe und Bör ſennachrichten. 

Paris, 18. Januar, Nachm. 3 Uhr. Die Iproc, eröffnete zu 69, 27% 
und ſchloß feſt aber unbelebt zur Naß. Schluß⸗Courſe. Zproc. Rente 
69, 40. Italieniſche 5proc. Rente 54, 95. Zproc. Spanier —. I proc. 
Spanier —. Oeſterreich. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 387, 50, Credit⸗Mobllier⸗ 
Actien 490, 00. Lomb. Eisenbahn Actien 391, 25. Oeſterr. Anl. de 1865 
pr. ept. 308, 75. proc. Ver. St. pr. 1882 82%: 5 

London, 18 Jan., Nachm. 4 Uhr. Schluß⸗Courſe. Conſols ‚90%. 
1% Spanier 31%, Sardinier 72. Italien. 5% Rente 53 74. Lombarden 
15%. Mexicaner 17%. 5% Ruſſen 87%. Neue Ruſſen 86%, Silber 60 


Nach alledem |: 


Dies läßt fih aber mit dem Begriff der Rechtlichkeit und 


nicht ausge: | * 


haft; denn es iſt nach göttlichem und menſchlichem Recht nicht gerechtfertigt, 3 


ſtehen Syſtemberänderungen bevor. Die Miniſter ſollen die Verwaltung] Borg-Märkisch 


Nahe eine Ausnahme erleidet. Inwieweit ſie aus Gründen des öffentlichen 
Rechtes eine Beſchränkung erleidet, unterliegt der Landesgeſetzgebung. Als 
Ausgangs der 50er Jahre von Commiſſarien deutſcher Regierungen über di: 
Ergänzung der deutſchen Wechſelordnung berathen wurde, zeigte ſich evident 
die Nothwendigkeit, ein einheitliches Verfahren auch in Bezug auf die Fälle 


Türkiſche Anleihe 1865 29. 6% Ver. St⸗Anleihe pr. 1882 72%. 
Frankfurt a. M., 18. Januar. Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 

Börſe feit, Geld reichlich. Schlutz⸗Courſe. Preußiſche Kaſſenſcheine 105%. 

Berliner Wechſel 105 B. Hamd. Wechſel 8% B. Londoner Wechſel 118%. 


zeitherigen Standpunkt. 


Wechſel 88 J. 0 leihe 82 
Btamböntee Walle Were Suan l P25 1855. 


Variſer Wechſel 94%. 
Neue 4 % Finnländ. 


7679. Deſterreich. Bankantbeile 646. Oeſterreich. Credit⸗Actien 142 B. 
Darmſt. Bank⸗Actien 205. Darmſtädter Zettelbank —, Meininger Credit⸗ 
Actien 91. Oeſterreich.⸗ Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Actien —. Oeſterr. Elif 

bahn — B65 e Weſtbahn —. Nahed —. Ludwigshafen⸗ 


hmiſch ab Rbein⸗Nahedahn —. Lu N 
Bexbach 155. Heſſiſche Ludwigsbahn 131% B. 5% öſterr. 1 1859 
7 Zoofe 68 B. 


1) 864er Looſe 76, 10. Oeſterr.⸗ 
Franz. Staatsbahn 205, 50. Galizier 219, 50. I ige 184, —. 


Baumwolle 10,000 Ballen Umſatz. 
145 Export verkauft 7560, wirklich ex⸗ 
8508, Conſum 27,000, Vorrath 500 000 Ballen. Middling Amerika⸗ 


Breslau, 19. Januar. Preiſe der Cerealien. 
Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen. 
fein mittel ordin. fein mittel ordin. 
Gerſte 


58—59 55 50—53 


Beizen, weißer. 9098 94 86-90, Ger 
o. gelber 94—96 92 86 69 Safe 33—31 32 30—31 
Roggen 71 70 6869] Erbſen 6670 63 51-53 


Raps 

Minterrübfen.. 192 182 170 

Sommerrübſen 170 160 150 | br. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
Dotter 160 150 140 


Loco (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Ort. bei 80% Tralles 
16% Br. Gd 


4 Gd. 
Officiell gekündigt: — Ctr. Weizen. 1000 Ctr. Roggen. — Ctr. Hafer. 
SR Kapskucden. 300 Ctr. Rüböl. — Ctr. Leindl. — Det. Spiritus. 


Berliner Börse vom 18. Januar 1867. | 


Fonds- und Geid-Oourse. Eisenbahn Stamm-Aotien. & 


Aachen-Mastrich| > 
Amsterd,-Bottd, il, 
- Märklach: 
3erlin-Anhalt, . 13 
Berlin-Görlitz, . — 
to Bt.-Prior.] — — 5 
Zorlin-Hamb 40% 5 
Berl -Potsd.-Mg 1 j 
Berin-Stöttin.. 8 
Böhm.-Westb. . 
Fraib. 120 
Oöln-Mluden 
Hosel- Oderberg] 94 | 2 
dito W — — 
Jallz. Lud wigeb.] 9 5 
Ludwigsb. 10 
Maga Hal 15 
8 20 
-Ludwigsh| 7 8 
Mecklenburger 3 
ee au 65/3 
00 — 
Coulsdor 111 H. ]0est.Bk. 76%, ba. 8 4 
Goldkr. 9 71, C. Poln REA. —— [Obers 110 
Alto 11 } 
Ausländische Fonds. dito 114. 
österr. Metalllque: ]; ‚441 B. Osstr.-Fr, St.-B, — == 
dito Nat.-Anl. Ist, südl. 8t.-B, zu 0 
dito Lot.-A.v 6005 Oppeln -Tarnow. 7 8 1 
dito dito Bl &heinische 1 4 b.. 
ae Feen a | 1 
te senb.-L.] = 5 
— Anl 180 2 FR 
dito Holl. Anl. 1864]5 Warschau-Wien| 7½ 51, 
dito Poln.Sch.-Obl.|4 % 
Boln-Pfandbe.ll. Em 
br ag 81 55 1 Bank- und Industrie-Paplere. 
Bates ds .f Loose] - 61% f. IMG. 
Amerikan. Bt-Anl. . U ebe la 2 
Elsenbahn-Prloritäts-Actlen. 7340 100 8, 
Ma sie sch h 
dito 9 IL L 103 ½ etw, ba. 
N 5 IV. 4 8. 
v. . 
Inden 4, 850% 22 n. 
4140 W 111 6. 
4470 g 51 2280 @. 
dito IV. 61 100 B. 
dito V. 75 11% — bn. 
00 O derb. (Wilh.). etw. ba. u. 0 A 
dal, Ladwiseb, 5 ! * 
2 22 u 
Nioderschl,-Märk,.. . 5 06%, bz. ' 
dito  eomv. 155 7% B. 1 
ae W. — 8 f 
Häschl. Zwolgb. L. C. 61% „ 4 1 br ! 
Oberschles. .. — ö — 5 
re — * 4 2 h 
FREE we a 
dio T.. 57 113% 8. 


—— — 


am 
= 


Rhein v. gt. gar.. 
Rhein-Nahe-B. gar. 


Amsterdam 250 Fl... 10 T. 243% ba. . 42 M. 87.22 bs. 

dito dito 2 M. 142% ba. m T. 90 % G. 
Hamburg 300 Mk.. . 8 T. 167 ½ ba to 2 Mu. % 8. 

dito di 2 1. 180 ½ ba. a. M. 100 Fl. IA M. 80 24 ba. 
London 1 t.. 3 M. 8. 2% bz. Fotersburg 100 8.-R.. 8 W. 9 % ba. 
Paris 300 Fres. M. 80 ½ oz. dito 3 M. ſe7 
Wien 150 Fl.. 8 T. 6 ½ ba. Warschau 90 8.-R. . . 48 T. 8 1% ba. 

to 2 M. 6 , ba. Bremen 100 Thlr. Gbidls .I 4% br. 
. » — 

& Breslau, 19. Januar. Wind: Ser Wetter: ſtarker Schneefall. 

Thermometer Früh 2 Grad Kälte. Bei hoͤchſt belangloſer Kaufluſt blieb der 


Geſchäftsverkehr am 


heutigen Markte ſehr ruhig, Preife behielten jedoch ihren 
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N W. Friedr ach je M. 


